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• Zusammenfassung 
Das Fortpflanzungsmedizingesetz (FMedG) ent-
hält ein W!rbot, Keimzellen oder imprägnierte 
Eizellen nach dem Tod der Person, von der sie 
stammen, zu ve1Wenden. Diese Bestimmung dient 
dem Kindeswohl. Keine Antwort scheint das 
Gesetz jedoch auf die Frage zu entbalten, ob die 
Herausgabe von Keimzellen oder imprägnierten 
Eizellen zur "Ve1Wendung im Ausland z ulässig ist. 
Aus Zweck und Systematik der Regelung lässt sich 
indes scbliessen, dass Keimzellen oder impräg-
nie11:e Eizellen nach dem Tod der Person, von der 
sie stammen, zu vernichten sind. Eine Herausgabe 
verletzt dieses Vernicbtungsgebot. 
1 Problemstellung 
Art. 3 Abs. 4 des Bundesgesetzes über die 
medizinisch unterstützte Fortpflanzung (FMedG) 
besagt, dass Keimzellen oder imprägnierte 
Eizellen nach dem Tod der Person, von der sie 
stammen, nicht mehr verwendet werden dür-
fen . Die Praxis sieht sich mit der Situation kon-
frontiert, dass Angehörige solche Zellen heraus-
verlangt haben, um diese in einem Land zu 
verwenden, in dem die Ei- und Embryonens-
pende oder die Leihmutterschaft erlaubt sind. 
Daraus ergeben sich folgende Fragestellungen : 
Was ist der Bedeutungsgehalt von Art. 3 
Abs. 4 FMedG, der nur ein Verwen-
dungsverbot statuiert und nicht wie Art. 
15 Abs. 4 und Art. 16 Abs. 4 FMedG 
explizit die sofortige Vernichtung der 
Keimzellen bzw. imprägnierten Eizellen 
verlangt? Weshalb hat der Gesetzgeber 
in Art. 15 Abs. 4 und Art. 16 Abs. 4 
FMedG lediglich den Widerruf der Ein-
willigung und den Ablauf der Konservie-
La Lai Jederale du 18 decembre 1998 sur la pro-
creation medicalement assistee (LPMA) contient 
une disposition interdisant d'utiliser les gametes 
ou les ovules impregnees d 'une personne apres son 
deces. Cette norme preserve ainsi le bien-€tre de 
l'enjant. Par contre la loi ne precise pas ce qu'il en 
est a l'etranger. En examinant le but et la systema-
tique de la loi, on peut cependant en conclure que 
ces gametes ou ces ovules impregnees doivent etre 
detruites. Une acti01i en restitution violerait cette 
obligation. 
rungsdauer erwähnt und über die Fol-
gen des Ablebens der Person, von der 
die Keimzellen oder imprägnierten 
Eizellen stammen, geschwiegen? Han-
delt es sich hier um eine Gesetzeslücke 
oder um ein qualifiziertes Schweigen? 
Zudem fragt sich, ob die Herausgabe 
oder Ausfuhr kryokonservierter Keimzel-
len oder imprägnierter Eizellen als vorbe-
reitende Tätigkeiten zu in der Schweiz 
verbotenen Handlungen - namentlich zu 
Ei- und Embryonenspende oder Leihmut-
terschaft - nach schweizerischem Recht · 
strafbar sind. 
Zur Beantwortung dieser Fragen sollen 
zunächst die verfassungsrechtlichen Aspehe 
beleuchtet werden, um in einem nächsten 
Wrr danken Frau Dr. med. et lic. iur. Irene Vou.ENWEIDER für den 
Hinweis auf die Fragestellung sowie für die kritische Durchsicht 
des Manuskripts. 
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Schritt das FMedG genauer zu betrachten und 
auszulegen. Im Mittelpuni.'L der Ausführungen 
steht die Problematik der kryokonservierten 
imprägnierten Eizellen 1. Die Probleme, die 
sich im Umgang mit diesen stellen, sind kom-
plexer als diejenigen bei Keimzellen. Auf die 
Behandlung der Letzteren wird in einem 
Exkurs2 eingegangen. 
2 Verfassungsrechtliche Grundlagen 
2.1 Art. 119 BV 
Am 17. Mai 1992 wurde Art. 24novies der 
alten Bundesverfassung zur Regelung von 
Humangenetik und Reproduktionsmedizin mit 
grosser Mehrheit von Volk und Ständen ange-
nommen. Es handelte sich dabei um den als 
Reah.'Lion auf die «Beobachter-Initiative>>3 aus-
gestalteten Gegenvorschlag der Bundesver-
sammlung. Im Rahmen der Nachführung der 
Bundesverfassung wurde Art. 24novies aBV in 
die beiden Art. 119 (Fortpflanzungsmedizin 
und Gentechnologie im Humanbereich) und 
Art. 120 (Gentechnologie im Ausserhumanbe-
reich) aufgeteilt und redaktionell angepasst. 4 
Art. 119 BV regelt die Fortpflanzungsmedi-
zin und Gentechnologie im ~ Humanbereich. 
Abs. 1 der Bestimmung (Missbrauchsschutz) gilt 
als Zielnorm, als programmatischer Zweckarti-
kel, der in Abs. 2 für den Umgang mit menschli-
chem Keim- und Erbgut ko~etisiert wird. 
Imprägnierte Eizellen sind befruchtete Eizellen vor der Kernver-
schmelzung (Art. 2 lit. h FMedG). Dies in Abgrenzung zu den Keim-
zellen (d.h. Ei- und Samenzellen, Art. 2 lit. e FMedG) und zum 
Embryo, der als Frucht von der Kernverschmelzung bis zum 
Abschluss der Organentwicklung definiert wird (Art. 2lit. i FMedG). 
2 Hinten4. 
3 Am 13. April 1987 wurde die von der Redaktion des «Schweizeri-
schen Beobachters » lancierte Volksinitiative «gegen Missbräuche der 
Fortpflanzungs- und Gentechnologie beim Menschen» eingereicht. 
Zur Entstehungsgeschichte vgl. SCHWEIZER, Art. 24novies N 3 ff. 
4 In Kraft seit 1. Januar 2000. Siehe = Entstehungsgeschichte auch 
REussER/SCHWEIZER, Art. 119 N 2 f. 
5 REuSSER/SCHWEIZER, Art. 119 N 14. 
6 Hegnauer, S. 146 f . ; Reusser/Schweizer, Art. 119 N 14; Schneider, 
S. 389. 
7 REussER/SCHWEIZER, Art. 119 N 16. 
8 Von Sterilität kann nur gesprochen werden, wenn trotz regelmässi-
gem GeschlechtsVerkehr während einer bestimmten Dauer keine 
Schwangerschaft eintritt. R.EussER/SCHWEIZER, Art. 119 N 25. BBl 
1996 III 251. Siehe auchAubert, N 19. 
9 Vor Erlass von Art. 24novies aBV wurden in der Praxis alle Eizellen 
befruchtet und zu Embryonen entwickelt. Die in einem Zyklus 
nicht eingepflanzten Embryonen wurden kryokonserviert und bei 
Bedarf für einen zweiten oder dritten Behandlungsversuch verwen-
det. Auf diese Weise wurde ein - aus verfassungsrechtlicher Sicht 
nicht unbedenklicher - grosser Überschuss an Embryonen produ-
ziert. Vgl. ScHWEIZER, Art. 24novies Abs. 2 N 79. 
Art. 119 Abs. 2 BV nennt als oberste Schutz-
güter die Menschenwürde, die Persönlichkeit 
und die Familie. Er bringt zum Ausdruck, dass 
menschliches Leben einen unantastbaren 
Eigenwert hat und deshalb irr seirrer: Identität 
und Einmaligkeit zu schützen ist. 5 Zum Eigen-
wert des Menschen gehören auch die natürli-
chen Bedingungen der Menschwerdung durch 
Zeugung, Entwicklung im Mutterleib und 
Geburt aus der Mutter. Aus diesen Überlegun-
gen sirrd z.B. die postmortale Zeugung und die 
Exogenese zu verbieten (vgl. Art. 3 Abs. 4 und 
Art. 30 FMedG).6 
Das Schutzgut der Familie beirrhaltet nach 
vorherrschender Auffassung u.a. den 
Anspruch des Kindes auf eine Familie. Dem 
durch eirr medizirlisch unterstütztes Fortpflan-
zungsverfahren gezeugten Kind soll eirr Grund-
bedürfnis des Menschsems nach Möglichkeit 
gewahrt bleiben: der Wunsch nach einer Mut-
ter und einem Vate1· (vgl. auch Art. 7 Abs. 1 
der UN-Kinderrechte-Konvention). Das Verbot 
der postmortalen Zeugung unterstreicht die-
sen Gedanken (vgl. Art. 3 Abs. 4 FMedG).7 
Art. 119 Abs. 2 lit. a-g BV enthalten materi-
elle Vorgaben irr Bezug auf den Umgang mit 
menschlichem Keim- und Erbgut. Für die hier 
erörterten Fragen ist irisbesondere Art. 119 
Abs. 2 lit. c BV relevant. Daraus geht hervor, 
dass die Verfahren der medizirlisch unterstütz-
ten Fortpflanzung nur angewendet werden 
dürfen, wenn die Unfruchtbarkeit oder die 
Gefahr der Übertragung eirrer schweren 
Krankheit nicht anders behoben werden kön-
nen. Die Verfahren sirrd mit anderen Worten 
nur subsidiä1; anzuwenden. Bereits aufgrund 
der Verfassung ausgeschlossen sirrd nach der 
vorherrschenden Auffassung somit Verfahren 
der medizinisch unterstützten Fortpflanzung 
bei allein stehenden Personen und gleichge-
schlechtlichen Paaren, weil keirre Unfruchtbar-
keit im Sinn der Verfassung vorliegt. 8 
Kernesfalls dürfen die fortpflanzungsmedi-
zinischen Verfahren aufgrund von Art. 119 
Abs. 2 lit. c BV indes zur eugenischen Selek-
tion oder alleirr zu Forschungszwecken ange-
wendet werden. Weiter sieht dieselbe Bestim-
mung vor, dass nur so viele menschliche 
Eizellen ausserhalb des Körpers der Frau zu 
Embryonen entwickelt werden dürfen, als die-
ser sofort eingepflanzt werden können. Damit 
soll das Vorhandensem überzähliger Embryo-
nen vermieden werden. Die Embryonenerzeu-
gun~ auf Vorrat ist nicht vorgesehen.9 
Nach Art. 119 Abs. 2 lit. c BV ist es Aufgabe 
des Gesetzgebers, die Fortpflanzungsverfahren 
im Einzelnen zu regeln. Diese Aufgabe hat er 
mit Erlass des FMedG erfüllt. 
2.2 Keimzellen, imprägnierte Eizellen 
und Embryonen 
Das Verfahren der In-vitra-Fertilisation setzt 
eine hoi-monelle Stimulation der Frau voraus, 
die im Durchschnitt zur Entstehung von zehn 
Eizellen führt. Rund 70% davon lassen sich 
befruchten. 10 Aus verfassungsrechtlicher Sicht 
stellt sich die Frage, in welchem Mass und 
durch welche Bestimmungen die Keimzellen, 
die imprägnierten Eizellen sowie die Embryo-
nen g1schützt sind. 
Art. 119 Abs. 2 lit. c BV spricht von ausser-
halb des Körpers der Frau erzeugten Embryo-
nen, die ihr sofort eingepflanzt werden kön-
nen, nicht müssen. D.h. ein Embryo der sich 
offensichtlich nicht oder krankhaft entwickelt, 
muss der Frau nicht eingesetzt werden_ll Er 
darf seinem Schicksal überlassen bleiben. 12 
Anderseits enthält die Verfassung keine Rege-
lungen darüber, wie mit einem Embryo zu ver-
fahren ist, der nicht mehr eingesetzt werden 
kann, weil z.B. die Frau krank wird oder 
stirbt. 13 Keine ausdrücklichen Bestimmungen 
sind der Verfassung sodann zum Umgang mit 
Keimzellen und befruchteten Eizellen zu ent-
nehmen. Grundsätzlich verweist der Verfas-
sungstext in Art. 119 Abs. 2 lit. c BV auf die 
gesetzlichen Bestimmungen. 
Nach einhelliger Meinung in der Wissen-
schaft legt erst die Kemverschmelzung das 
genetische Programm fest , welches ein neues, 
unverwechselbares Individuum dermiert.14 
Der eigenständige Schutz des Embryos setzt 
demnach bei der Kernverschmelzung an. Für 
Embryonen werden in der Schweiz verschie-
dene Schutzkonzepte diskutiert (Objeh.'1:- oder 
Sachmodell, Respektmodell und Personenmo-
dell), 15 wobei Verfassung und Gesetzgebung 
der Schweiz grundsätzlich auf der mittleren 
Position basieren, d.h. dem Respektmodell. 16 
Nach dieser Auffassung ist der Embryo weder 
eine reine Sache ohne besondere Schutzwür-
digkeit noch eine Person mit derselben 
Schutzwürdigkeit wie ein geborener Mensch. 
Das Respektmodell geht dabei von zwei 
Annahmen aus: Ersten·s nimmt mit fortschrei-
tender Embryonalentwicklung die Schutzwür-
digkeit zu, zweitens verdient schon frühestes 
mens~hliches Leben Schutz. Damit besitzt 
bereits der Embryo in vitro einen eigenen Wert, 
der allerdings - nach einer entsprechenden 
Güterahwägung - nicht allen anderen Interes-
sen vorgehtY Dem Embryo in vitro, minde-
stens dem überzähligen, kommt indessen kein 
Recht auf Leben zu. 18 Die Kryokonservierung 
befruchteter Eizellen im so genannten Vorkem-
stadium, d.h. vor der Kernverschmelzung, hat 
den Vorteil, dass keine Embryonen entstehen, 
deren Schicksal ungewiss bleibt, wenn die Vor-
aussetzungen für einen Transfer (z.B. beim Tod 
der Frau) fehlen.19 Der Gesetzgeber wollte 
mit der Möglichkeit der Kryokonservierung 
imprägnierter Eizellen das Problem überzälili-
ger Embryonen eindämmen und damit seinen 
Schutzauftrag zu&rnlsten der Embryonen wahr-
nehmen. 
Vor der Kemverschmelzung richtet sich der 
Umgang mit Keimzellen und imprägnierten 
Eizellen in erster Linie nach dem aus Art. 10 BV 
fliessenden Persönlichkeitsrecht der Personen, 
von denen die Zellen stammen. 20 Imprägnierte 
Eizellen geniessen denn auch - anders als 
Embryonen - noch keinen eigenständigen 
10 SCHWBZER, Art. 24novies Abs. 2 N 79; REussER/SCHWE!ZER, Art. 119 N 29. 
11 Verboten ist nach der geltenden Regelung jedoch die Präimplanta-
tionsdiagnostik im Sinn von Art. 5 Abs. 4 FMedG, d.h. das Ablösen 
einer oder mehrer Zellen von einem Embryo in vitro und deren 
Untersuchung. Begründet wird das Verbot damit, dass sich sonst 
die Grenze zwischen erlaubter Prävention und unerwünschter 
Selektion kaum mehr ziehen lässt (BBl 1996 Ill 257). Am 16. Juni 
2005 hat der Nationalrat jedoch eine Motion zur Zulassung der 
Präimplantationsdiagnostik überwiesen (Motion WBK-NR, 04.423). 
12 REUssER/SCHWEIZER, Art. 119 N 29. 
13 VgL hinten 3.2. 
14 BBl 1996 m 215 f.; siehe eingehend mit weit gehenden Folgerun-
gen A.l\'TOINE SUAREZ, Darf man dem Embryo den verfassungsrechtli-
chen Schutz der Menschenwürde absprechen? Eine rationale 
Ableitung der fünf Grundprinzipien einer Menschenrechts-Gesell-
schaft, SJZ 86 (1990), S. 205 ff. 
15 Siehe BB12003 1208 ff.; siehe die älteren Meinungen bei FRANK, S. 
366 f. , und SCHNEIDER, S. 407 ff. 
16 Samrr, S. 12; BB12003 1187. 
17 BBl 2003 1209. Zum Verhältnis zur Wissenschaftsfreiheit etwa HÄFE-
I.IN/HALLER, N 529 und ausführlicher dazu Verena Schwander, Grund-
recht der Wissenschaftsfreiheit, Bern/Stuttgart/Wien 2002, S. 212 fL 
Sehr differenziert zum Verhältnis der Rechtsstellung des Embryos zu 
den Grundrechten der Eltern HAi'IGARTNER, S. 20 ff.; siehe auch Mül-
ler, S. 54. Siehe die ethischen Erwägungen bei HANs-PErER SCHREIBER, 
Ethische Probleme technischer Eingriffe in die menschliche Fort-
pflanzung, in: AillERTO BoNDorn/HANSJAKOB MÜllER (Hrsg.), Medizini-
sche Ethik im ärztlichen Alltag, BaseliBero 1999, S. 158 ff. Zu den 
SachenrechtlichenAspekten vgl. REY, Nr. 103, 119 ff. 
18 BB12003 1188. 
19 BB11996 Ill 215 f. 
20 ScHNEIDER, S. 404; SCHWEIZER, Vorgaben, S. 39. Differenzierend im 
Privatrecht PELET, S. 59 f., 141 f., 194 ff.; REY, Nr. 120. 
'13 . 
Schutz.21 Beim Umgang mit ihnen werden 
neben den Selbstbestimmungsrechten der Per-
sonen, von denen die Zellen stammen, weitere 
allgemeine Zwecke und Interessen (z.B. Schutz 
vor Eugenik, Schutz des späteren Kindeswohls, 
usw.) beachtet. 
Im Ergebnis sind Embryonen aufgrund des 
in der Schweiz bevorzugten Respektmodels 
lediglich bedingt geschützt, während Keimzel-
len und kryokonservierte Eizellen keinen 
unmittelbaren Schutz geniessen. Die Grundsätze 
für den Umgang mit ihnen ergeben sich aus 
den Persönlichkeitsrechten der Personen, von 
denen sie stammen, sowie weiteren allgemei-
nen Interessen und Zwecken. 
3 Regelung des FMedG 
Das seit dem 1. Januar 2001 geltende 
FMedG regelt im Bereich der Fortpflanzungs-
oder Reproduktionsmedizin die Methoden zur 
Herbeiführung einer Schwangerschaft ohne 
Geschlechtsverkehr. Entsprechend dem Verfas-
sungsauftrag von Art. 119 BV schützt es die 
Menschenwürde, die Persönlichkeit und die 
Familie (Art. 1 Abs. 2 FMedG). Im Zentrum des 
Gesetzes steht das Kindeswohl (Art. 3 FMedG). 22 
Ebenfalls Art. 119 BV folgend hält Art. 17 
Abs. 1 FMedG fest, dass bei der In-vitra-Fertili-
sation nur so viele imprägnierte Eizellen zu 
Embryonen entwickelt werden dürfen, wie 
innerhalb eines Zyklus für die Herbeiführung 
einer Schwangerschaft erforderlich sind; es 
dürfen jedoch höchstens drei sein. In Art. 17 
Abs. 3 FMedG wird das Konsenrieren von 
Embryonen verboten. 
Die überzähligen befruchtungsfiliigen Eizel-
len dienen als Vorrat. Bei einem erneuten 
Behandlungsversuch kann so auf die kryokon-
servierten Eizellen zurückgegriffen werden, 
ohne dass die Patientin einen erneuten Eingriff 
zur Gewinnung der Eizellen über sich ergehen 
lassen muss. Unbefruchtete Eizellen können 
21 Z.B. l:IEGNAUER, S. 141. 
2 2 REussER, S. 486 ff. 
23 BBI 1996 lll 215, 264 f. ; VPB 60.67 (Bundesamt für Justiz, 17. 
November 1995), Ziff. 4.3. 
24 REUSSER, S. 488. 
25 BBI1996 lll 264. Zur Rechtslage vor dem In-Kraft-Treten von Art. 3 
Abs. 4 FMedG FRANK, S. 365 ff. , SCHNEIDER, S. 389, mit weiteren Hin-
weisen. 
26 BBI 19961ll 264. 
indes bis heute nicht erfolgreich aufbewahrt 
werden, so dass die Eizellen zur Aufbewah-
rung imprägniert werden. Die Kryokonservie-
rung imprägnierter Eizellen hält vor der Verfas-
sung stand.23 
3.1 Konservierung imprägnierter Eizellen 
Art. · 16 FMedG regelt die Konservierung 
imprägnierter Eizellen. Eine Konsenrierung ist 
nur möglich bei schriftlicher Einwilligung des 
zu behandelnden Paares und der Absicht einer 
späteren Herbeiführung einer Schwanger-
schaft (Art. 16 Abs. 1 FMedG). Die maximale 
Konservierungsdauer beträgt fünf Jallre (Art. 
16 Abs. 2 FMedG). Nach Art. 16 Abs. 3 FMedG 
kannjeder der beiden Partner die Einwilligung 
jederzeit schriftlich widerrufen. Bei Widerruf 
der Einwilligung oder bei Ablauf der Konser-
vierungsdauer sind die imprägnierten Eizellen 
sofort zu vernichten (Art. 16 Abs. 4 FMedG). 
Keine ausdrückliche Regelung fmdet sich 
indes betreffend die Konsequenzen des Able-
bens eines Partners. 
3.2 Art. 3 Abs. 4 FMedG 
Art. 3 Abs. 4 FMedG sieht im Interesse des 
Kindeswohls vor, dass Keinlzellen oder impräg-
nierte Eizellen nach dem Tod der Person, von 
der sie stammen, nicht mehr verwendet wer-
den dürfen.24 Damit soll verhindert werden, 
dass Kinder gezeugt werden, deren genetische 
Eltern bereits verstorben sind. 25 Die postmor-
tale Verwendung von Keimzellen oder impräg-
nierten Eizellen wird sodann im Übertretungs-
tatbestand von Art. 3 7 lit. b FMedG strafrechtlich 
untersagt. Grundsätzlich sind daher - wie sich 
den Materialen entnehmen lässt - die Keimzel-
len oder imp1·ägnierten Eiz ellen nach dem. 
Tod de1· Person, von der sie stammen, zu ver-
nichten. 26 Ausdrücklich hat der Gesetzgeber 
in Art. 3 Abs. 4 FMedG aber lediglich ein Ver-
wendungsverbot und nicht ein Vernichtungs-
gebot statuiert. 
Ausnahmen vom Verwendungsverbot sind 
indes bei der Samenspende denkbar. Einerseits 
karm der Tod des Samenspenders der Ärztin 
oder dem Arzt unbekannt bleiben. Langwie-
rige Nachforschungen werden nicht erwartet, 
da die Konse:vierungsdauer von Gesetzes 
wegen höchstens fünf Jallre beträgt (Art. 15 
Abs. 1 FMedG) und ein Ableben des Gungen 
und gesunden) Spenders als recht unwallr-
scheinlieh eingestuft werden kann. Zudem 
sind die Folgen für das Kind weniger gravie-
rend, weil beim Verfahren der hererologen 
Insemination ein Kindesverhältnis zum Ehe- · 
mann der Mutter besteht. 27 
Anders verhält es sich, wenn der Vater zwi-
schen der In-vitra-Fertilisation und dem 
Embryotransfer stirbt. Hier kann im Interesse 
des bedingten Lebensschutzes des Embryos ein 
Transfer kurz nach dem Tod des Vaters nicht 
ausgeschlossen werden. 28 Dieser Unterschied 
lässt sich im Wesentlichen durch den höheren 
Schutz erklären, den ein Embryo etwa im Ver-
gleich zu imprägnierten Eizellen geniesst. 
Als Teilantwort auf die erste der eingangs 
gestellten Fragen lässt sich festhalten, dass das 
FMedG zur Frage der Herausgabe kryokonser-
vierter imprägnierter Eizellen nicht qualifiziert 
schweigt. Den Materialien lässt sich vielmehr 
entnehmen, dass grundsätzlich deren Vernich-
tung beabsichtigt wurde, wenn eine Person 
stirbt, von der die Keimzellen stammen. 
Gleichwohl fragt sich, wie das Fehlen einer 
ausdrücklichen gesetzlichen Regelung zu deu-
ten ist. Besteht hier ein gewisser Auslegungs-
spielraum oder ist die Lösung bereits im 
Gesetz angelegt ?29 
3.3 Herausgabe kryokonservierter 
imprägnierter Eizellen 
Nach den Grundwertungen des FMedG, die 
sich auf Verfassungs- und Völkerrecht zurück-
führen lassen, wird das Kindeswohl des in 
einem Verfahren der h.'iinstlichen Fortpflan-
zung zu zeugenden Kindes höher bewertet als 
der Kinderwunsch der Eltem. Zum Kindes-
wohl zählt auch die Möglichkeit, ein Verhältnis 
zu zwei Eltemteilen zu leben. 30 
Im Interesse des Kindeswohls hat der 
Gesetzgeber die Einsatzmöglichkeiten der 
Fortpflanzungsmedizin stark eingeschränkt. 
Man kann sich zwar fragen, ob sämtliche Wer-
tungen, die diesen Einschränkungen zugrunde 
gelegen haben, auch in einigen Jahren noch 
Bestand haben werden. De lege lata ist die Ori-
entierung an einem eher klassischen Familien-
bild mit einer Gemeinschaft von zwei Eltern 
jedoch hinzunehmen (Art. 191 BV). 
Der Einsatz von Fortpflanzungstechnola-
gien ist nur zu den im Gesetz abschliessend 
genannten Zwecken und unter den restrih.'Li-
ven gesetzlichen Voraussetzungen möglich_3l 
Der Umgang mit kryokonservierten impräg-
nierten Eizellen ist demnach stets an diesen 
restriktiv gefassten Zwecken zu messen. 
Die Frage, ob kryokonservierte imprägnierte 
Eizellen für die weitere Verwendung nach dem 
Tod einer Person, von der sie stammen, heraus-
gegeben werden dürfen, lässt sich aufgrund 
der Regelungszwecke sowie der Gesetzessyste-
matik beantworten: 
Bereits die Verfassung (Art. 119 Abs. 2 
lit. c BV) lässt die Anwendung der medi-
zinisch unterstützten Fortpflanzung nur 
dann zu, wenn die Unfruchtbarkeit 
nicht auf andere Weise behoben werden 
kann (Subsidiarität). Gefordert wird also 
Sterilität. Von einer solchen kann nur 
gesprochen werden, wenn trotz regel-
mässigem Geschlechtsverkehr während 
einer bestimmten Dauer keine Schwan-
gerschaft eintritt. 32 Im Falle der post-
mortalen Verwendung von Keimzellen 
sind diese Voraussetzungen nicht mehr 
erfüllt_33 
Weiter verlangt Art. 7 Abs. 2 FMedG die 
schriftliche Einwilligung des Paares 
auch für das Reaktivieren imprägnierter 
Eizellen. Eine solche ist bei der postmor-
talen Verwendung nicht mehr mög-
lich. 34 Damit ist allerdings die Frage 
nicht beantwortet, wie zu verfahren ist, 
wenn eine postmortale Verwendung der 
kryokonservierten imprägnierten Eizelle 
dem ausdrücklichen Willen der verstor-
benen Person entspricht. In solchen Fäl-
len überwiegen u .E. die mit dem FMedG 
verfolgten öffentlichen Interessen. Es 
geht sowohl aus der Verfassung als auch 
aus dem Gesetz klar hervor, dass eine 
postmortale Verwendung von Keimzel-
len nicht gewollt ist und mit dem Kin-
deswahl nicht im Einklang steht. 35 Dies 
27 VgL BBI 1996ll1264. 
28 BBI 1996 ID 253. Diese Ausnahme liegt indes bereits in der Sphäre 
des Schutzes des Embryos in vitro und berührt die Frage, inwiefern 
dieser über einen eigenständigen grundrechtliehen Schutz verfügt; 
dazu vorne 2.2. 
29 VgL HÄFEIJN/MÜLLER, Rz. 236. 
30 Vorne bei Fn. 7 . 
31 VgL AUBERT, N 22. Siehe auch Schott, S. 6. 
32 REussER/SCHWEIZER, Art. 119 N 25. 
33 BBI1996ll1253. 
34 Vgl. auch SOlNEIDER, S. 389. 
35 BB119961ll 253. 
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kann zwar eine Einschränkung der per-
sönlichen Freiheit der verstorbenen Per-
son bedeuten, die zu Lebzeiten über das 
weitere Schicksal ihrer Keimzellen ver-
fügen möchte, 36 doch enthält das 
FMedG in Art. 3 Abs. 4 eine genügend 
bestimmte gesetzliche Grundlage, die im 
Interesse des Kindeswohls die persönli-
che Freiheit in verhältnismässiger Weise 
einschränkt_37 Ebenso wird die persönli-
che Freiheit der noch lebenden Person, 
für die der Wunsch nach Kindern eine 
elementare Erscheinung der Persönlich-
keitsentfaltung darstellt, 38 durch das Ver-
wendungsverbot eingeschränkt. Auch 
hier rechtfertigen indes gesetzliche 
Grundlage und öffentliches Interesse 
diese Einschränkung. 
Aus gesetzessystematischer Sicht ist in 
erster Linie beim Konservierungszweck 
anzusetzen : Imprägnierte Eizellen dür-
fen nur zur späteren Herbeiführung 
einer Schwangerschaft kryokonserviert 
werden (Art. 16 Abs. 1 lit. b FMedG). 
Dies wiederum ist nur im Rahmen von 
Art. 3 FMedG möglich, d.h. nicht nach 
dem Ableben einer Person, von der eine 
Keimzelle stammt. Anders als beim 
Widerruf der Einwilligung zur Aufbe-
wahrung der imprägnierten Eizellen 
oder beim Ablauf der Frist ist aber in 
den hier behandelten Fällen die sofor-
tige Vernichtung nicht immer möglich, 
weil der Todesfall der Person, von der 
eine Keimzelle stammt, der konservie-
renden Stelle nicht bekannt wird. 
Dadurch erklärt sich auch, weshalb 
zwar in Art. 16 Abs. 4 FMedG, nicht 
aber in Art. 3 Abs. 4 FMedG ein Gebot 
zur sofortigen Vernichtung enthalten 
ist. Da die imprägnierten Eizellen kei-
36 Vgl. etwa BGE 127 I 115 E. 4. Siehe auch HÄFEUN/HALLER, N 365 und 
MÜLLER, S. 56 ff. ; alles be treffend die Frage der Selbstbestimmung 
über den eigenen Körper nach dem Tod im Zusammenhang mit 
Transplantationen. 
37 Siehe VPB 60.67 (Bundesamt für Justiz, 17. November 1995), Ziff. 
5.1. 
38 BGE 119 Ia 460 E. 5.; 115 la 234 E. 5. Vgl. MÜLLER, S 51 f. ; I'ELET, S. 
240. 
39 In der Praxis werden Aufbewahrungsverträge abgeschlossen, die 
mit der Bezahlung der Gebühr für die Aufbewahrung periodisch 
erneuert werden. Wird die Gebühr nicht bezahlt und bleibt eine 
Mahnung erfolglos, so w erden die Keimzellen und die imprägnier-
ten Eizellen in der Regel vernichtet. Eine unbeschrän1.1: lange Auf-
bewahrung kommt damit ohnehin kaum vor. 
40 Siehe vorne bei Fn. 26. 
41 Statt vieler Häfelin/Müller, Rz. 357 ff. 
nen eigenständigen Schutz geniessen, 
sondern von den Persönlichkeits- und 
Selbstbestimmungsrechten der Perso-
nen abhängen, von denen sie stammen, 
soll mit Art. 16 Abs. 4 FMedG die sofor-
tige Vernichtung sichergestellt werden, 
wenn dies dem ausdrücklichen Willen 
entspricht oder die Konservierungsfrist 
ungenutzt abgelaufen ist. Der spezifi-
sche Zweck von Art. 16 Abs. 4 FMedG 
besteht deshalb darin, die sofortige Ver-
nichtung zu gewährleisten. Sobald in 
allen übrigen Fällen ersichtlich wird, 
dass der Konservierungszweck dahin 
gefallen ist, müssen die kryokonservier-
ten imprägnierten Eizellen ebenfalls 
vernichtet werden. 39 Dieser Schluss 
steht im Einklang mit den Gesetzesma-
terialien. 40 
Es stellt sich rlun die Frage, ob das Vernich-
tungsgebot kryokonservierter imprägnierter 
Eizellen auch dann gilt, wenn solche expor-
tiert und in einem Land entwickelt und einge-
setzt werden sollen, das liberalere Regelungen 
kennt als die Schweiz. 
Grundsätzlich gilt im öffentlichen Recht, zu 
dem das FMedG zu zählen ist, das Territoria-
litätsprinzip. Nach diesem Prinzip entfaltet 
das öffentliche Recht nur in dem Staat Rechts-
wirkungen, der es erlassen hat. Es gilt nur für 
Sachverhalte, die sich im räumlichen Herr-
schaftsbereich des rechtsetzenden Gemeinwe-
sens ereignen.41 Im Ausland vorgenommene 
fortpflanzungsmedizinische Behandlungen 
entziehen sich damit grundsätzlich dem Gel-
tungsbereich des FMedG. Die Herausgabe der 
kry1okonservie1-ten imprägnierten Eizelle 
e1j'olgt jedoch im Inland. Wer Keimzellen und 
imprägnierte Eizellen konserviert benötigt 
eine Bewilligung und muss Gewähr für eine 
gesetzeskonforme Tätigkeit bieten (Art. 10. 
FMedG). Gesetzeskonform wiederum ist nur 
eine Konservierung imprägnierter Eizellen, 
wenn diese der späteren Herbeiführung einer 
Schwangerschaft dient (Art. 16 Abs. 1 FMedG). 
Da das FMedG die zulässigen Verfahren der 
Fortpflanzungsmedizin abschliessend bezeich-
net und die restriktiven Voraussetzungen eben-
falls abschliessend benennt, kann mit der Her-
beiführung einer Schwangerschaft nur ein 
zulässiges Verfahren im Sinn von Art. 3 FMedG 
gemeint sein. Eine Verwendung imprägnierter 
Eizellen nach dem Tod der Person, von der sie 
stammen, ist nicht zulässig (Art. 3 Abs. 4 
FMedG). Wer kryokonservierte imprägnierte 
Eizellen zur Entwicklung und Einpflanzung im 
Ausland herausgibt, verletzt damit seine Pflich-
ten, die ihn im Rahmen der Konservierung 
treffen. Sobald ihm nämlich das Ableben einer 
Person, von der Keimzellen stammen, bekannt 
wird, müssen die imprägnierten Eizellen ver-
nichtet werden, weil der Aufbewahrungs-
zweck dahin gefallen ist. 
3.4 Strafbarkeit 
Laut Art. 3 7 lit. b FMedG wird mit Haft oder 
Busse bis 100'000 Franken bestraft, wer vorsätz-
lich Keimzellen oder imprägnierte Eizellen ver-
wendet, die von einer verstorbenen Person 
stammen. Welche Handlungen genau unter 
dem Begriff «verwendet>> zu verstehen sind, 
lässt sich der Entstehungsgeschichte des Geset-
zes nicht entnehmen. Hingegen ergibt sich aus 
der Auslegung der Art. 3 Abs. 3 und 4, 11 Abs. 2, 
15 Abs. 3, 22 und 24 FMedG, dass mit «verwen-
den >> im Rahmen des FMedG der direkte 
Gebrauch einer Keimzelle oder einer impräg-
nierten Eizelle zur Entwicklung eines Embryos 
oder zur Erzeugung einer Schwangerschaft 
gemeint ist. Ein Arzt oder eine Ärztin, die eine 
imprägnierte Eizelle eines Verstorbenen heraus-
gibt, damit diese allenfalls im Ausland «Verwen-
det >> wird, handelt insofern nicht tatbestands-
mässig im Sinn von Art. 37 lit. b FMedG. Sie 
verletzt hingegen ihre Pflichten im Rahmen der 
Konservierung. Laut Art. 37 lit. f FMedG wird 
nämlich auch mit Haft oder mit Busse bis 
100'000 Franken bestraft, wer entgegen den 
Art. 15, 16 und 42 FMedG Keimgut konserviert. 
Das Konservieren von Keimgut wiederum ist 
dann nicht zulässig, wenn der für die Konservie-
rung zuständige Arzt weiss, dass die Person, von 
der eine Keimzelle stammt, verstorben ist. Wie 
dargelegt trifft ihn in diesen Fällen die Pflicht, 
das Keimgut zu vernichten. Wer entgegen die-
ser Pflicht kryokonservierte imprägnierte Keim-
zellen herausgibt, macht sich demnach strafbar. 
Die Ei- und die Embryonenspende sowie 
die Leihmutterschaft sind in der Schweiz 
unzulässig (Art. 119 Abs. 2 lit. d BV, Art. 4 
FMedG). Wer bei einer Leihmutter Fortpflan-
zungsverfahren anwendet, wird mit Gefängnis 
oder mit Busse bestraft. Ebenso wird bestraft, 
wer Leihmutterschatten vermittelt (Art. 31 
FMedG). Es fragt sich, ob sich eine Ärztin oder 
ein Arzt, der kryokonsei:-vierte imprägnierte 
Eizellen herausgibt, wegen Gehilfenschaft straf-
bar macht, wenn diese im Ausland in dort allen-
falls zulässiger Weise einer Leihmutter einge-
pflanzt werden. Diese Frage ist zu verneinen, 
da es in diesem Fall an einer strafbaren Haupt-
tat fehlt (siehe Art. 25 des Strafgesetzbuches).42 
Hingegen ändert die Straflosigkeit der Leihmut-
terschaft im Ausland wohl nichts daran, dass 
die Vermittlung der Leihmutterschaft in Art. 31 
Abs. 2 FMedG als eigener Tatbestand der Strafe 
unterstellt ist. Wer also aktiv in der Schweiz 
Oegale) Leihmutterschatten im Ausland vermit-
telt, untersteht dieser Strafdrohung. 
4 Exkurs: Herausgabe konservierter 
Keimzellen 
Da Eizellen nach wie vor ohne Imprägna-
tion nicht konserviert werden können, stellt 
sich einzig für konservierte Samenzellen die 
sinngernässe Frage nach der Zulässigkeit der 
Herausgabe nach dem Tod des Samenspenders. 
Grundsätzlich gelten für diesen Fall die glei-
chen Regeln wie für imprägnierte Eizellen: Das 
Kindeswohl steht auch hier im Vordergrund. 
Auch Samenzellen dürfen nach dem Tod der 
Person, von der sie stammen, nicht mehr ver-
wendet werden (Art. 3 Abs. 4 FMedG).43 
Ebenso sind sie bei Widerruf der Einwilligung 
zur Konservierung oder nach Ablauf der Kon-
servierungsdauer sofort zu vernichten (Art. 15 
Abs. 4 FMedG). Nach dem Tod der Person, von 
der die Samenzellen stammen, ist - ausser im 
Fall einer Samenspende - keine nach der 
schweizerischen Regelung zulässige fortpflan-
zungsmedizinische Behandlung mit diesen 
Keimzellen denkbar. Sie müssen deshalb ver-
nichtet werden, sobald der konse;,ierenden 
Ärztin oder dem konservierenden Arzt bekannt 
wird, dass die Person, von der sie stammen, 
gestorben ist.44 Der Kindeswohlgedanke über-
wiegt den Wunsch der überlebenden Partnerin, 
ein Kind von ihrem verstorbenen Partner zu 
bekommen. 
42 Z.B. STEFAN TRECHSEL, Schweizerisches Strafgesetzbuch vom 21. 
Dezember 1937, Kurzkommentar, 2. Aufl., Zürich 1997, Vorbemer-
h.'U!lgen Art. 24-26 N 22; ] ÖRG REHBERG/ANDREAS DONATSCH, Strafrecht 
I, Verbrechenslehre, 7. Aufl., Zürich 2001, S. 155 f.; MARe FoRSTER, 
in: MARCELA!.Ex:ANDER NIGGU/HANS Wiprächtiger (Hrsg.), Basler Kom-
mentar, Strafgesetzbuch I, Art. 1-110 StGB, Basel/Genf/München 
2003, Art. 25 N 17, 25; STEFANTRECHSEL/PETER Nou., Schweizerisches 
Strafrecht, Allgemeiner Teil I, Allgemeine Voraussetzungen der Straf-
barkeit, 6. Aufl., Zürich/Basel/Genf2004, S. 227 f. 
43 Siehe zum besonders gelagerten Fall von gespendetem Samen 
vorne bei Fn. 27. 
44 Vgl. BB11996 ill 264. 
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Die blosse Herausgabe der Samenzellen 
erfüllt zwar den Tatbestand von Art. 37 lit. a 
FMedG nicht, da in der Herausgabe keine 
Anwendung eines Fortpflanzungsverfahrens 
erblich.'t werden kann. Ebenso handelt es sich 
bei der Herausgabe nicht um eine Verwendung 
im Sinn von Art. 37 lit. b FMedG. Hingegen 
dürfte auch bei der Herausgabe von Samenzel-
len der Tatbestand von Art. 3 7 lit. f FMedG 
greifen, der diejenigen mit Haft oder Busse bis 
100'000 Franken bedroht, die entgegen Art. 
15, 16 und 42 Keimgut konsenrieren. Ein Kon-
servieren von Samenzellen über den Tod der 
Person hinaus, von der sie stammen, verletzt 
die implizit in Art. 15 FMedG enthaltene Ver-
nichtungspflicht. 
5 Ergebnis 
Die eingangs gestellten Fragen lassen sich 
demnach wie folgt beantworten: 
45 Siehe Fn. 11. 
Aus den Materialien, den Regelungs-
zwecken sowie der Systematik des 
FMedG ergibt sich, dass Art. 3 Abs. 4 
FMedG auch ein Vernichtungsgebot von 
Keimzellen und imprägnierten Eizellen 
umfasst. Sobald der Arzt oder die Ärztin, 
die für die Konservierung zuständig ist, 
vom Ableben der Person erfahrt, von 
der die Keimzellen stammen, sind diese 
zu vernichten. Aus der ausdrücklichen 
Anordnung der sofortigen Vernichtung 
in den Fällen des Widerrufs der Zustim-
mung oder des Ablaufs der Konservie-
rungsdauer in Art. 15 Abs. 4 und Art. 16 
Abs. 4 FMedG lässt sich nicht e contra-
rio schliessen, dass das Vernichtungsge-
bot im Fall des Todes einer Person, von 
der die Keimzellen stammen, nicht grei-
fen soll. Das FMedG enthält diesbezüg-
lich auch kein qualifiziertes Schweigen. 
Vielmehr gilt für diese Fälle ebenfalls ein 
Vernichtungsgebot. Der spezifische 
Zweck von Art. 15 Abs. 4 und Art. 16 
Abs. 4 FMedG besteht darin, dem Selbst-
bestimmungsrecht der Patientinnen und 
Patienten, das sich auch auf den 
Umgang mit ihren Keimzellen erstreckt, 
wirksam Nachachtung zu verschaffen 
und die sofortige Vernichtung anzuord-
nen. Da die Keimzellen und imprägnier-
ten Eizellen keinen eigenständigen ver-
fassungsrechtlichen Schutz geniessen, 
hält das letztlich dem Kindeswohl dien-
ende Vernichtungsgebot vor der Verfas-
sung stand. 
Bei der Herausgabe von Keimzellen oder 
imprägnierten Eizellen Verstorbener durch die 
mit der Konservierung betraute Person wird 
der Übertretungstatbestand von Art. 3 7 lit. f . 
FMedG erfüllt. Laut diesem Tatbestand wird 
mit Haft oder Busse bis 100'000 Franken 
bestraft, wer entgegen den Art. 15, 16 und 42 
FMedG Keimgut konsenriert. Eine Konsenrie-
rung über den - der konsenrierenden Person 
bekannten - Zeitpunkt des Todes einer Person 
hinaus, von der die Keimzellen stammen, 
widerspricht Art. 15 und 16 FMedG. Nicht 
erfüllt ist dagegen der Tatbestand von Art. 37 
lit. b FMedG der diejenigen bestraft, die vor-
sätzlich Keimzellen oder imprägnierte Eizellen 
verwenden, die von einer verstorbenen Person 
stammen. Die blosse Herausgabe solcher Zel-
len ist kein «Verwenden>> im Sinn des FMedG. 
Gegenwärtig wird eine Revision des 
FMedG geprüft (Zulassung der Präimplantati-
onsdiagnostik) .45 Zur Vermeidungvon Missver-
ständnissen würde es sich anbieten, im Zug 
dieser Revision auch den Wortlaut von Art. 3 
Abs. 4 FMedG anzupassen. Klärend könnte 
etwa die Ergänzung um einen zweiten Satz wir-
ken, der wie folgt lauten könnte: «Sie [ d.h. die 
Keimzellen oder imprägnierten Eizellen] sind 
sofort zu vernichten.>> 
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